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Abkürzungsverzeichnis

EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
UNO Organisation der Vereinten Nationen
PLO Palästinensische Befreiungsorganisation
GPK-SR Geschäftsprüfungskommission des Ständerates
BFF Bundesamt für Flüchtlinge (-2005) 

heute: Staatssekretariat für Migration (SEM)
PUK Parlamentarische Untersuchungskommision
UNPROFOR Schutztruppe der Vereinten Nationen
SOG Schweizerische Offiziersgesellschaft
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DFJP Département fédéral de justice et police
ONU Organisation des Nations unies
OLP Organisation de libération de la Palestine
CDG-CE Commission de gestion du Conseil des Etats
ODR Office fédéral des réfugiés (-2005) 

aujourd'hui: Secrétariat d’Etat aux migrations (SEM)

CEP Commission d'enquête parlementaire
FORPRONU Force de protection des Nations unies
SSO Société Suisse des Officiers
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Die wachsenden Probleme in der Asylpolitik führten zur Bildung eines neuen
Bundesamtes für Flüchtlinge im EJPD; zu dessen Leiter wurde der bisherige Delegierte
für das Flüchtlingswesen, Peter Arbenz, gewählt. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.1990
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Personal

Die Situation der Pensionskasse war nach wie vor unbefriedigend. Die Eidgenössische
Finanzkontrolle empfahl, deren Rechnung auch in diesem Jahr nicht abzunehmen. Das
Parlament folgte diesem Ratschlag, wobei namentlich Vertreter der SVP und der LP
massive Kritik an der Führung der Kasse und dem schleppenden Vollzug der
Verbesserungsmassnahmen übten. Die GPK-SR orientierte in einem Bericht über die
Umsetzung der Empfehlungen der PUK-Pensionskasse von 1996 zur Behebung der
Mängel dieser Institution. Anlässlich der Behandlung des Berichts im Ständerat
beurteilte Bundesrat Villiger die Situation der Kasse nach wie vor als prekär. Er gab in
diesem Zusammenhang auch bekannt, dass er die von bürgerlichen Politikern schon
lange geforderten personellen Konsequenzen gezogen habe: Auf den 1. Oktober seien
die bisherige Direktorin der Eidgenössischen Versicherungskasse, Elisabeth Baumann,
und Vizedirektor Dieter Wäber aus der Geschäftsleitung entlassen worden. Zum neuen
Geschäftsleiter wurde Peter Arbenz ernannt. Der Ständerat nahm den Bericht der GPK
zur Kenntnis und stimmte damit auch den darin enthaltenen Empfehlungen zu.
Anschliessend überwies er mit dem Einverständnis des Bundesrates ein Postulat
Gemperli (cvp, SG; Po. 98.3328), welches eine rechtliche Verselbständigung der Kasse
und die Erhöhung des Deckungskapitals auf 100% verlangt. 2

BERICHT
DATUM: 01.12.1998
HANS HIRTER

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

Répondant à une demande de l'ONU, le brigadier Peter Arbenz a été nommé inspecteur
général des Forces de protection des Nations Unies en ex-Yougoslavie (FORPRONU). Par
ce mandat d'une durée de six mois, l'ancien directeur de l'Office fédéral des réfugiés a
été chargé d'analyser le comportement de la troupe, la logistique et la coopération avec
les organisations humanitaires. De retour en Suisse, Peter Arbenz a tiré un bilan positif
de l'action menée par les Casques bleus de la FORPRONU. De son côté, l'ancien
conseiller fédéral René Felber a également été mandaté par l'ONU pour enquêter sur
les violations des droits de l'homme dans les territoires occupés depuis la signature des
accords de paix entre Israël et l'OLP. 3

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.10.1994
LIONEL EPERON

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Devant l'assemblée générale de la Société suisse des officiers (SSO), le chef du DMF
Adolf Ogi a déclaré qu'il serait souhaitable de créer une petite formation de
professionnels au sein de l'armée dont la mission serait la participation à des
opérations de maintien de la paix à l'étranger. De l'avis du conseiller fédéral, la
création d'un corps de soldats professionnels participant à ce genre d'opérations de
prévention des conflits est, au vu de l'état actuel de la menace, indispensable à la
sécurité du pays. Président sortant de la SSO, l'ancien directeur de l'Office fédéral des
réfugiés, Peter Arbenz, a exprimé des opinions similaires. Il a en outre relevé qu'à ses
yeux, l'armée devait sans tarder subir de profondes mesures de réorganisation. Les
effectifs des troupes devraient notamment être réduits de moitié, de 400'000 à
200'000 hommes. L'obligation de faire du service militaire serait remplacée par un
devoir général de servir, que ce soit dans l'armée, le service civil ou les pompiers. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.09.1997
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Der 1989 von einer interdepartementalen Arbeitsgruppe unter Führung des
FlüchtIingsdelegierten Peter Arbenz vorgelegte "Strategiebericht für eine Flüchtlings-
und Asylpolitik der neunziger Jahre" war vom Gedanken ausgegangen, die Ausländer-
und die Asylpolitik inskünftig vernetzt anzugehen. Die traditionelle Unterscheidung in
Flüchtlinge und erwerbstätige Ausländer sollte durch periodisch festzulegende
Kontingente für sämtliche Einwandererkategorien ersetzt werden. Der Bericht stiess
damals auf breite Ablehnung, und auch der Bundesrat distanzierte sich von dieser Idee
und setzte ihr zwei Jahre später das Drei-Kreise-Modell entgegen, welches eine klare
Trennung vornimmt zwischen Ländern, in denen Arbeitskräfte rekrutiert werden sollen
oder dürfen, sowie Staaten, deren Angehörige nur über ein Asylgesuch Aufnahme in der
Schweiz finden können. Doch auch diese Absicht fand lediglich bedingt Zustimmung. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.09.1989
MARIANNE BENTELI

Angesichts des geringen Konsenses, welchen der im Vorjahr vorgelegte
Migrationsbericht des ehemaligen Flüchtlingsdelegierten Arbenz in der Vernehmlassung
erzielt hatte, beschloss der Bundesrat, eine Expertenkommission einzusetzen, welche
bis Mitte 1997 weitere Vorschläge für eine bessere Koordination der Asyl- und
Ausländerpolitik erarbeiten soll. In ihren Stellungnahmen hatten die angefragten Kreise
(Parteien, Wirtschaftsverbände, Hilfswerke und Kantone) der Analyse der Probleme
generell zugestimmt, wie sie der Bericht dargelegt hatte (fehlende Kohärenz zwischen
einzelnen Politikbereichen, ungenügende Koordination unter den beteiligten Ämtern
und mangelhafter Einbezug der Öffentlichkeit), bei den zu treffenden Massnahmen
klafften die Meinungen aber entlang den weltanschaulichen Bruchlinien weit
auseinander. Divergierend waren vorab die Auffassungen zum Saisonnierstatut, zum
Familiennachzug und zum Drei-Kreise-Modell. Auch über die Mittel zur Gestaltung der
neuen Migrationspolitik waren sich die Vernehmlasser nicht einig. Nur wenige sprachen
sich ausdrücklich für oder gegen die Schaffung eines umfassenden Migrationsgesetzes
aus. 6

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 12.02.1996
MARIANNE BENTELI

Asylpolitik

Auf den 2. Oktober trat das Gesetz über die Schaffung eines Bundesamtes für
Flüchtlinge (BFF) in Kraft. Entgegen früher geäusserter Rücktrittsabsichten wird Peter
Arbenz dem neuen Amt bis mindestens Ende 1992 vorstehen. Die Bestätigung von
Arbenz wurde von der Linken, die im Vorjahr noch lautstark seinen Rücktritt verlangt
hatte, und den Hilfswerken ziemlich kommentarlos zur Kenntnis genommen. Zu diesem
weniger emotionalen Umgang mit seiner Person trug der ehemalige Delegierte für das
Flüchtlingswesen (DFW) wohl auch selber bei, befleissigte er sich doch neuerdings
recht zurückhaltender Töne und zunehmend differenzierter Äusserungen. Mehrmals
wies er auf die innere Verunsicherung einer Gesellschaft als Hauptursache der
Fremdenangst hin und rief die Bevölkerung zu grösserer Toleranz den Asylsuchenden
gegenüber auf. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 28.11.1990
MARIANNE BENTELI

Klar war hingegen für den Bundesrat, dass Angehörige aus den ehemaligen
Ostblockstaaten Polen, Ungarn und CSSR nicht mehr von Menschenrechtsverletzungen
bedroht sind, weshalb er diese Länder zu 'safe countries' erklärte. Im Dezember sprach
Bundespräsident Koller von der Möglichkeit, die Sowjetunion ebenfalls in die Liste der
sicheren Länder aufzunehmen. Dass dies nicht bedeutet, dass die Schweiz deshalb
nicht gewillt wäre, Emigranten aus Osteuropa aufzunehmen, machten sowohl
Bundespräsident Koller wie Arbenz klar. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.12.1990
MARIANNE BENTELI
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Die Suche nach einem Nachfolger für BFF-Direktor Arbenz gestaltete sich weiterhin
schwierig. Nachdem er den Arbeitsvertrag mit Arbenz um weitere sechs Monate bis
Ende Juni 1993 verlängert hatte, wurde der Bundesrat im Dezember in der Person von
Urs Scheidegger, FDP-Nationalrat und Solothurner Stadtammann, doch noch fündig.
Der neue BFF-Direktor, der sein Amt anfangs Juli 1993 antreten wird, engagierte sich in
der Vergangenheit verschiedentlich im Bereich der Beziehungen zur Dritten Welt sowie
zu Osteuropa und ist Mitglied entsprechender Gremien wie etwa der beratenden
Kommission für internationale Entwicklungszusammenarbeit. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.12.1992
MARIANNE BENTELI
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